
solchen, die durch besondere gesetzliche Regelung in 
das Vertragssystem einbezogen sind, die ausschließliche 
Zuständigkeit des Staatlichen Vertragsgerichts begrün
det. Damit gehen auch die bisher noch bei den Gerich
ten bearbeiteten, außerhalb der Wirtschaftsverträge 
Stehenden Streitfälle auf das Staatliche Vertragsgericht 
über und werden im Rahmen der spezifischen Auf
gabenstellung des Staatlichen Vertragsgerichts entschie
den (§§ 14 bis 16 der Verordnung). Diese Regelung 
erleichtert die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen 
den Gerichten und dem Staatlichen Vertragsgericht.
An die Stelle der differenzierten Festlegungen in der 
Gemeinsamen Anleitung vom 20. Februar 1959 über die 
Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen den Gerichten 
und dem Staatlichen Vertragsgericht (Verfügungen und 
Mitteilungen des Ministeriums der Justiz 1959 Nr. 2/3
S. 4)10 tritt der Grundsatz, daß die vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten zwischen den sozialistischen und den 
ihnen gleichgestellten Betrieben vom Staatlichen Ver
tragsgericht entschieden werden.
Eine Unterscheidung zwischen plangebundenen Wirt
schaftsverträgen einerseits und sonstigen Schuldver
hältnissen andererseits gibt es künftig nicht mehr. An
spruchsgrundlage für die neu in die Zuständigkeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts fallenden Streitfälle wer
den insbesondere aus dem Frachtrecht und dem Gebiet 
der unerlaubten Handlung resultieren. Damit im Zu
sammenhang werden sich oftmals Versicherungs
ansprüche ergeben, so daß zukünftig in Verfahren vor 
dem Staatlichen Vertragsgericht in größerem Maße die 
Deutsche Versicherungs-Anstalt als Sachverständige in 
Anspruch zu nehmen bzw. als Dritte in das Verfahren 
einzubeziehen sein wird.

4. Die Teilnahme der Werktätigen an der Arbeit des 
Staatlichen Vertragsgerichts

Das Staatliche Vertragsgericht erfüllt seine Aufgaben 
unter umfassender Teilnahme der Werktätigen, die für 
eine weitere Vervollkommnung der Arbeit unerläßlich 
ist (§ 1 Abs. 3). Diese Mitwirkung ist keineswegs auf 
den Schiedsrichtereinsatz beschränkt; vielmehr handelt

1» Diese Anleitung wurde inzwischen aufgehoben. (Verfügun
gen und Mitteilungen des Ministeriums der Justiz 1963, Nr. 4, 
S. 14).

es sich dabei nur um eine — wenn auch wichtige — 
spezi fische Form (§ 5).
Aus der Teilnahme an Schiedsverfahren müssen die 
Schiedsrichter gleichzeitig Schlußfolgerungen für ihre 
Arbeit im Betrieb ziehen, die erworbenen Kenntnisse 
und Erfahrungen auswerten und die Leiter der Be
triebe im Interesse der qualifizierten Planerfüllung bei 
der eigenverantwortlichen Anwendung des Vertrags
systems unterstützen (§ 5 Abs. 3).
Das Staatliche Vertragsgericht muß in der nächsten Zeit 
vor allem dieser Seite der Mitwirkung der Werktätigen 
besondere Aufmerksamkeit widmen. Bereits in der Ver
gangenheit wurden in Betrieben, in denen mindestens 
fünf Werktätige als Schiedsrichter berufen waren, 
Schiedsrichterkollektive gebildet. Diese Schiedsrichter
kollektive haben sich bewährt und sind weiter zu 
fördern.
Die Schiedsrichter und Schiedsrichterkollektive müssen 
bestrebt sein, ständig an den Sitzungen und Veranstal
tungen in ihrem Betrieb, in denen über Fragen der 
Planerfüllung gesprochen wird, teilzunehmen. Sie müs
sen des weiteren sichern, daß eine Auswertung von 
Entscheidungen, die ihren Betrieb betreffen, im Kollek
tiv erfolgt und insbesondere auf diese Weise eine Ver
bindung mit dem Betriebsleiter, der Betriebsgewerk
schaftsleitung und dem Ausschuß der Ständigen Pro
duktionsberatung sichern.
Zur Anleitung und Unterstützung dieser Arbeit der 
Schiedsrichter ist es für die Mitarbeiter des Staatlichen 
Vertragsgerichts erforderlich, die Schulungen über Fra
gen des allgemeinen Vertragssystems konsequent und 
qualitativ besser als bisher weiterzuführen. Von großem 
Nutzen wird es darüber hinaus sein, wenn in den Be
zirken in jedem Jahr eine Schiedsrichterkonferenz statt
findet, die zu einem umfassenden Erfahrungsaustausch 
der einzelnen Schiedsrichter genutzt werden muß.

*
Zusammenfassend kann festgestellt werden: Die neue 
Verordnung hat wesentliche Voraussetzungen für die 
weitere Verbesserung der Tätigkeit des Staatlichen Ver
tragsgerichts geschaffen. Nunmehr müssen ihre Grund
sätze in der Praxis durchgesetzt und muß dadurch das 
Vertragssystem, das die Einheit von Plan und Vertrag 
zeigt, als Methode der Planung und Leitung qualitativ 
weiterentwickelt werden.

dtiditliuiau und d&aseklussa das plenums das Obarstau Qavidits
Beschluß des Plenums des Obeisten Gerichts 
zu Fragen der Gewaltverbrechen

Beschluß vom 30. Juli 1963 — I PI

Auf dem 1. Plenum des Obersten Gerichts wurde 
hervorgehoben, daß die Gerichte in ihrer Arbeit einen 
bedeutenden Schritt nach vorn getan haben. Etwa seit 
dem Frühjahr 1962 sind keine solchen Schwankungen 
in der Rechtsprechung aufgetreten wie in der Ver
gangenheit. Damit ist nicht gesagt, daß es keine kor
rekturbedürftigen Entscheidungen mehr gibt, und 
damit ist auch keineswegs die neue Aufgabenstellung 
erfüllt.
So wurde u. a. festgestellt, daß es bei der Bekämpfung 
der Gewaltverbrechen, insbesondere Sittlichkeitsdelik
ten, Raub und gefährlichen Körperverletzungen, immer 
noch Fälle gibt, in denen die Bürger und die Gesell
schaft nur ungenügend vor derartigen Verbrechen ge
schützt werden.
In dem Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts 
vom 15. Juni 1963 zur Auswertung des 1. Plenums* 
wurde darauf hingewiesen, daß in der Rechtsprechung —
* NJ 1963 S. 409.
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vor allem auf dem Gebiet der Gewaltdelikte — ent
gegen den Hinweisen des Staatsrates das sozialistische 
Recht nicht immer richtig und hinreichend differenziert 
angewendet wird. Ungerechtfertigt niedrige Strafen 
oder der Ausspruch von Strafen ohne Freiheitsentzie
hung schützen nicht ausreichend die sozialistische Ge
sellschaftsordnung und die Rechte und Sicherheit der 
Bürger. Derartige Entscheidungen stoßen daher zu 
Recht auf Unverständnis bei der Bevölkerung und 
hemmen die Festigung und Weiterentwicklung des so
zialistischen Staats- und Rechtsbewußtseins.

Andererseits dürfen die Entscheidungen im Strafmaß 
nicht überspitzt werden. Sie müssen vielmehr auf einer 
umfassenden und tiefgründigen Untersuchung aller be- 
und entlastenden Umstände basieren, weil sie sonst 
die Prinzipien des Erlasses des Staatsrates negieren 
und nicht zur Einheitlichkeit der sozialistischen Recht
sprechung auf dem Gebiete der Gewaltverbrechen bei
tragen.

538


